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„WIR WÜNSCHEN UNS EINEN BOYKOTT”  
Interview mit Luana Carvalho Aguiar Leite von der Landlosenbewegung MST 

Im September folgte Luana Carvalho der Einladung einer ganzen Gruppe von 
Organisationen zu einer Vortragsreise in Deutschland. Am Rande des Gira-Festivals in 
Berlin interviewten LN sie zur Menschenrechtslage auf dem Land nach neun Monaten 
autoritärer Regierung unter Präsident Jair Bolsonaro. 

LUANA CARVALHO AGUIAR LEITE 
vertritt den Bundesstaat Rio de Janeiro in der nationalen 
Direktion der Landlosenbewegung MST (Movimento dos 
Trabalhadores Rurais Sem Terra), eine der größten sozialen 
Bewegungen Lateinamerikas. Carvalho hat 
Agrarwissenschaften und Pädagogik studiert und ist seit 
zwölf Jahren in der MST aktiv, wo sie sich besonders der 
kleinbäuerlichen und ökologischen Landwirtschaft sowie 
der Bildung im ländlichen Raum des Bundesstaats von Rio 
de Janeiro widmet. 
 (Foto: privat) 

Wie bewertet die MST die Gesetzesänderungen der Bolsonaro-Regierung? 
Bolsonaro agiert auf verschiedenen Ebenen, um Brasilien zu einem autoritären Staat zu 
machen: die Veränderungen in der Rentenversicherung, die Rücknahme von Arbeitsrechten, 
die Attacken auf das öffentliche, kostenlose und laizistische Bildungswesen. Eine ganze Reihe 
von Privatisierungen liefert außerdem unsere Souveränität dem internationalen Kapital unter 
Führung der USA aus. Auch die Militärbasis Alcântara in Maranhao, über die ein Abkommen 
mit den USA abgeschlossen werden soll, ist Ausdruck dessen. 

Welche Veränderungen treffen die MST am stärksten? 
Bolsonaro versucht, einen Wertekonsens in der Gesellschaft zu erzeugen, der nicht nur Linke, 
sondern alle Regierungskritiker kriminalisiert. Uns direkt betrifft vor allem Bolsonaros 
Legitimierung von Gewalt, etwa wenn er betont, dass ein Großgrundbesitzer sich mit Gewalt 
„verteidigen“ darf, wenn er sich von einer Landbesetzung bedroht fühlt. Alte Fälle von vor 20 
Jahren werden plötzlich wiederaufgenommen, zwei unserer Mitstreiter müssen sich jetzt 
wegen der „Mitgliedschaft in einer kriminellen Organisation” verantworten – ein ganz anderer 
juristischer Vorwurf als Landfriedensbruch. Alles mit dem Ziel, die MST weiter zu 
kriminalisieren 

Und im Bereich der Agrarreform? 
INCRA, das staatliche Organ zur Umsetzung der Agrarreform, soll ins 
Landwirtschaftsministerium überführt werden, dessen Leiterin – selbst Vetreterin der 
Agrarindustrie – gegen die Reform ist. Heute ist die Hauptaufgabe der INCRA, die 
bestehenden Agrarreform-Siedlungen zu privatisieren. Es gibt eine Direktive, dass die 
INCRA die langwierigen Enteignungsprozesse von Großgrundbesitzern einfach ruhen lässt, 
obwohl genau das ihre Aufgabe wäre. Die INCRA verhält sich bei vielen Anträgen auf 
Rückübereignung „neutral”, anstatt Widerspruch einzulegen. Kürzlich habe ich erfahren, dass 
im Bundesstaat Pernambuco die Rückübereignung des Landes des seit 21 Jahren bestehenden 
Assentamentos Paulo Freire vor Gericht beantragt wurde. In Siedlungen wie diese hat der 



Staat investiert und eine gewisse Infrastruktur geschaffen: Straßen, Strom oder 
Wasserversorgung. Plötzlich besteht die Möglichkeit, dass sich die ehemaligen Besitzer 
dieses aufgewertete Land wiederaneignen können. 

Was können die sozialen Bewegungen jetzt tun? 
Wir mussten eine ideologische Niederlage hinnehmen. Deswegen müssen wir jetzt 
gemeinsam mit den Landarbeitern die Idee der sozialen Transformation rekonstruieren. Es 
wird langfristig nicht reichen, Bolsonaro zu entfernen. Wir befinden uns in der Phase eines 
konsistenten Projektes der Rechten und des internationalen Kapitals, die aus der Krise von 
2008 resultiert. Brasilien ist für die Bewältigung dieser Krise entscheidend, denn es besitzt 
natürliche Bodenschätze im Überfluss. Wir müssen jetzt mit Konfrontation und sehr viel 
Basisarbeit reagieren und mit einer Bildungsoffensive, um die mystische Vision des Projektes 
der Arbeiterklasse zurückzugewinnen. 

Wie kam es zu dieser ideologischen Niederlage? 
Damit meine ich nicht erst den Wahlsieg Bolsonaros im Jahr 2018. Schon seit der zweiten 
Amtszeit von Dilma Rousseff 2014 hat sich die Rechte mit der extremen Rechten und dem 
internationalen Kapital verbündet, um die Macht zu übernehmen. 
Ein symbolischer Moment war die Ermordung von Marielle Franco Anfang 2018, 
symbolisch, weil der Linken die Botschaft übermittelt wurde, dass das neoliberale Projekt 
ohne Rücksicht auf Verluste umgesetzt wird. Dass die Menschenrechte nur noch eine 
untergeordnete Bedeutung haben. Nicht einmal einen Monat später wurde der ehemalige 
Präsident Lula da Silva verhaftet. Der Prozess gegen ihn war ein Scheinprozess, eine Attacke 
gegen die noch junge und instabile brasilianische Demokratie, die der kapitalistische Staat in 
Zeiten der Krise dekonstruieren möchte. 

Was erwartet die MST von Europa? 
Die Beobachtung von Menschenrechtsverletzungen und der Protest dagegen sind von 
fundamentaler Bedeutung. Unsere internationalen Netzwerke dienen uns als Sicherheitsnetz. 
Weil Bolsonaro sich nicht um internationale Vereinbarungen schert, verhindert auch nur der 
internationale Protest bestimmte Aktionen der Regierung. Im Fall der Brände in Amazonien 
gab es schnell internationale Reaktionen, sodass sich Bolsonaro dazu verpflichtet fühlte, bald 
ein Statement in den sozialen Medien abzugeben. 
Wir würden uns außerdem wünschen, dass über einen Boykott von brasilianischen Produkten 
nachgedacht wird. Die Exportprodukte der Agrarindustrie – Fleisch, Soja, Mais, Zellulose – 
sie repräsentieren aus unserer Sicht die heutige Regierung. Sie sind Produkte des Rassismus, 
des Machismus, der Gewalt auf dem Land und der sozialen Ungleichheit. Jetzt wäre genau 
der richtige Moment für eine große internationale Boykott-Kampagne dieser Exportprodukte. 
Die europäischen Regierungen sollten besser reflektieren, dass Bolsonaro zwar demokratisch 
gewählt wurde, wir aber heute in einem sehr autoritären Staat leben. Man kann nicht von 
Faschismus reden, aber dieser Staat trägt sehr viele Kennzeichen des Faschismus: Wir haben 
keinen demokratischen Rechtsstaat mehr, die Menschenrechtsverletzungen finden auf einem 
ganz anderen Niveau statt, Bolsonaros Maßnahmen sind nicht von der Verfassung, von der 
Justiz oder den Gesetzen gedeckt. Deshalb sind wir auch gegen das Mercosur-Abkommen und 
erwarten von den europäischen Staaten, dass sie diesen Vertrag nicht unterzeichnen. 
Stattdessen sollten sie Sanktionen erlassen. Denn wenn es sich auf die Einnahmen auswirkt, 
wird gerade das Agrobusiness Bolsonaro unter Druck setzen. Sie wissen, bis zu welchem 
Punkt sie gehen können und dass die internationalen Gesetze respektiert werden müssen. 

// Interview: Claudia Fix 
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